
Stellungnahme(n) (Stand: 07.06.2017)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i. V. m. § 13a BauGB

Zeitraum: 12.05.2017 - 12.06.2017

Behörde: Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra I
3

Frist: 12.06.2017 

Stellungnahme: Erstellt von: Reiner Nogueira Duarte Mack, am: 11.05.2017 , Aktenzeichen: 45-60-00 / K-III-201-17-BBP

Sehr geehrte Damen und Herren,

von der im Betreff genannten Maßnahme, bei gleichbleibender Sach- und Rechtslage, ist die
Bundeswehr nicht berührt und betroffen.

Hierbei gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen –einschl. untergeordneter Gebäudeteile- eine Höhe
von 30 m über Grund nicht überschreiten.

Sollte entgegen meiner Einschätzung diese Höhe überschritten werden, bitte ich in jedem Einzelfall mir
die Planungsunterlagen –vor Erteilung einer Baugenehmigung- zur Prüfung zuzuleiten.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

Nogueira Duarte Mack

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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Anlage 2 zur Vorlage 2017/0271



Stellungnahme(n) (Stand: 07.06.2017)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i. V. m. § 13a BauGB

Zeitraum: 12.05.2017 - 12.06.2017

Behörde: Wasserversorgung Beckum GmbH

Frist: 12.06.2017 

Stellungnahme: Erstellt von: Dirk Steinhoff, am: 12.05.2017 , Aktenzeichen: -

Wasserversorgung Beckum GmbH
Hammerstr. 42
59269 Beckum

B.-Plan Nr.: N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung

Sehr geehrte Damen und Herren,
es bestehen keine Bedenken zu der Planungen. Trinkwasser zu Löschzwecken kann zu den zur Zeit
bestehenden Netzbedingungen über die vorhandenen Hydranten bis zu 48 cbm/h für den Grundschutz
entnommen werden. Die Trinkwasserleitung endet kurz vor dem bestehenden Wendehammer.

Mit freundlichen Grüßen
ppa. Dirk Steinhoff

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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Stellungnahme(n) (Stand: 07.06.2017)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i. V. m. § 13a BauGB

Zeitraum: 12.05.2017 - 12.06.2017

Behörde: Energieversorgung Beckum GmbH & Co KG (EVB)

Frist: 12.06.2017 

Stellungnahme: Erstellt von: Roland Berief, am: 18.05.2017 , Aktenzeichen: Be

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Wilbrand,

als Anlage zu Ihrem Schreiben vom 11.05.2017 haben Sie uns die Planunterlagen zur 1. Änderung
Bebauungsplan Nr. N78 "Zum Igelsbusch" zur Stellungnahme übermittelt.

Aus versorgungstechnischer Sicht bestehen gegen die Änderungen des Bebauungsplanes unsererseits
keine Bedenken. Auch weitere Anregungen werden nicht geltend gemacht.

Die Stellungnahme betrifft sowohl die elektrotechnische als auch die gastechnischen Belange der
Energieversorgung Beckum GmbH & Co. KG.

Wir danken für die Beteiligung und bitten um weitere Verfahrensbeteilgung.
Für Fragen stehen wir Ihnen jederzeit gern zur Verfügung.

Freundliche Grüße

i. V. Roland Berief
Energieversorgung Beckum
GmbH & Co. KG

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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Bezirksregierung Münster

22.05.2017 

Seite 1 von 1 

 

Aktenzeichen: 

53.06.01-351/2017.0001  
 
 
 
Auskunft erteilt: 

Rainer Große Daldrup 
 

Durchwahl: 
+49 (0)251 411-5754 , ? 

Telefax: 
+49 (0)251 411-85754 

Raum: N 5005 , ? 

E-Mail: 
Rainer.GrosseDaldrup 
@brms.nrw.de 
 

 

Bezirksregierung Münster  •  48128 Münster 

Dienstgebäude und 
Lieferanschrift: 

Albrecht-Thaer-Str. 9 
48143 Münster 
Telefon: +49 (0)251 411-0 
Telefax: +49 (0)251 411-2525 
Poststelle@brms.nrw.de 
www.brms.nrw.de 
 

ÖPNV - Haltestellen: 

Domplatz: Linien 1, 2, 4, 9, 
10, 11, 12, 13, 14, 22 
Bezirksregierung II: 
(Albrecht-Thaer-Str. 9) 
Linie 17 

Bürgertelefon: 
+49 (0)251 411 – 4444 

Grünes Umweltschutztelefon: 
+49 (0)251 411 – 3300 

Konto der Landeskasse: 

Landesbank Hessen-
Thüringen (Helaba) 

IBAN : DE24 3005 0000 0000 
0618 20 

BIC: WELADEDDXXX 

Gläubiger-ID 
DE59ZZZ00000094452 

Stadt Beckum 
Postfach 1863 
59248 Beckum 
 
 
 
Beteiligung / Stellungnahme des Dezernats 53- Immissionsschutz 

einschl. anlagenbezogener Umweltschutz;   § 50 BImSchG 

Bebauungsplan Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung 

Beteiligung der Behörden und sonstigen TÖB gem. § 4 (2) BauGB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Schreiben vom 11.05.2017, Az.: - haben Sie das Dezernat 53 – Im-

missionsschutz beteiligt. 

Es werden keine Anregungen bezüglich der oben aufgeführten Planung 

vorgetragen.  

In der Zuständigkeit des Dezernates 53 der Bezirksregierung Münster 

liegende Belange des Immissionsschutzes werden von der Planung 

nicht berührt. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. 

 

Große Daldrup 

 













Von: j.arlt@westnetz.de
An: Wilbrand, Söhnke
Betreff: 0400_Bebauungsplan Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung
Datum: Donnerstag, 1. Juni 2017 12:02:50
Anlagen: 0400_Bebauungsplan Nr. N78 Zum Igelsbusch 1. Änderung.pdf

145781_bpl_n78-1ae_offenlage.pdf

Sehr geehrter Herr Wilbrand,
 
in dem angegebenen Bereich befinden sich keine Erdgashochdruckleitungen der innogy Netze
Deutschland GmbH (RWEGROUP)/Westnetz GmbH.
 
Die Westnetz GmbH, als größter Verteilnetzbetreiber Deutschlands, ist eine 100-prozentige
Tochtergesellschaft der innogy SE und verantwortlich für Planung, Bau, Instandhaltung und
Betrieb aller RWE-Netze.
 
Die Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf Erdgashochdruckleitungen.
 
 
Wir danken für Ihre Benachrichtigung.
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen
 
i.A. Jens Arlt
 
Westnetz GmbH
Netzdokumentation
Bochumer Str. 2, 45661 Recklinghausen
T intern                    785-2093
T extern +49 2361 38-2093
 
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Dr. Joachim Schneider
Geschäftsführung: Heinz Büchel, Dr. Jürgen Grönner, Dr. Stefan Küppers, Dr. Achim Schröder
Sitz der Gesellschaft: Dortmund
Eingetragen beim Amtsgericht Dortmund
Handelsregister-Nr. HR B 25719
USt.-IdNr. DE 8137 98 535
 

mailto:wilbrand@beckum.de
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Oberboden, Bodenaushub, natürliche Geländeverhältnisse


Oberboden im Sinne der DIN 18300, der bei der Errichtung und Änderung
der baulichen Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen
der
Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und
vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.
Es wird empfohlen, gemäß der Satzung über die Abfallentsorgung des
Kreises, Bodenaushub, soweit wie dies technisch möglich ist, im Plangebiet
zu verwenden.
Bodenaushub, der nicht innerhalb des Bebauungsplangebietes verbracht
werden kann, ist nach § 4 Krw/AbfG in der derzeit gültigen Fassung
vorrangig stofflich zu verwerten. Um eine Verwertung der Bodenaushub-
massen im Sinne des  § 4 Krw/AbfG zu erleichtern, kann das Material
aufgearbeitet werden.
Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützwände sind so durchzuführen,
dass
die angrenzenden gegebenen natürlichen Geländeverhältnisse so wenig
wie
möglich gestört werden. Die natürlichen Geländeverhältnisse der Nachbar-
grungstücke sind dabei zu berücksichtigen.
Die Trinkwasserbereitstellung für Löschwasser ist als Grundschutz ohne
Mengen- und Druckgarantie demäß dem Wasserlieferungsvertrag
zwischen
der Stadt Beckum und der Wasserversorgung Beckum sichergestellt.


Ausnahmen und Befreiungen


Ausnahmen von den Festsetzungen über die äußere Gestaltung baulicher
Anlagen können gestattet werden, wenn die Ausnahmen vorgesehen, mit
den öffentlichen Belangen vereinbar sind und die festgelegten
Vorraussetzungen vorliegen.


Befreiungen von den Festsetzungen der äußeren Gestaltung der baulichen
Anlagen können
zugelassen werden:
-wenn Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder
die Abweichung städtebaulich vertretbar ist und die Grundzüge der
Gestaltungsgrundsätze der Planung nicht berührt werden,
-wenn die Durchführung der Festsetzungen der äußeren Gestaltung der
baulichen Anlagen zu
einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würden.
Abweichungen müssen auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen
mit den öffentlichen Belangen vereinbar sein.


STADT BECKUM


Übersichtsplan ohne Maßstab


Bebauungsplan Nr. N 78
"Zum Igelsbusch"


1. Änderung


im Sinne des §30 BauGB
Rechtsverbindlich seit:
Maßstab 1:500


DER BÜRGERMEISTER


Entwurf und Plananfertigung:


Verfahrensstand


Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und der sonstigen
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB


i.V.m. § 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung)


Fachdienst
Stadtplanung


www.beckum.de


MARTINA TENKHOFF
ARCHITEKTIN


Bodenfunde


Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde oder
Befunde( etwa Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfärbungen,
Knochen, Fossilien) entdeckt werden, ist nach §§ 15 und 16 des Denkmal-
schutzgesetzes die Entdeckung unverzüglich der Stadt Beckum und dem
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Westfälisches Museum für
Archäologie/ Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Münster anzu-
zeigen und die Entdeckungsstätte drei Werktage in unverändertem
Zustand zu erhalten.
Erste Erdbewegung sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) dem
LWL-Aechäologie für Westfalen, Außenstelle Münster, An den Speichern 7,
48157 Münster schriftlich mitzuteilen.
Dem Amt für Bodendenkmalpflege oder seinen Beauftragten ist das Betreten
des betroffenen Grundstücks zu gestatten, um ggf. archäologische Unter-
suchungen durchführen zu können(§19 DSchG NRW). Die dafür benötigten
Flächen sind für die Dauer der Untersuchungen freizuhalten.
Weder das Kataster des Kreises über altlastverdächtige Flächen und Altlasten
noch das Verzeichnis über Altablagerungen, Altstandorte und schädliche
Bodenveränderung enthalten zurzeit Eintragungen im Plangebiet. Auch
darüber hinaus liegen hier keine Anhaltspunkte vor, die den Verdacht einer
Altlast oder schädlicher Bodenveränderung begründen.


Kampfmittel


Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außergewöhnliche
Verfärbungen auf oder werden verdächtige Gegenstände aufgefunden, so
sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Staatliche
Kampfmittelräumdienst ist zu verständigen.


Bauweise, die überbaubaren und nicht überbau-
baren Grundstücksflächen sowie Stellung baulicher
Anlagen ( gem. § 9 Abs.1, 6, 14 Nr. 2, 21 und § 5 Abs.4
BauGB i.V.m. §§ 22 und 23 BauNVO )


C.3


Offene Bauweise (Gebäude mit seitlichem Grenzabstand, also
Einzelhäuser, Doppelhäuser, Hausgruppen)


Drempel unzulässig


überbaubare Grundstücksfläche


nicht überbaubare Grundstücksfläche


Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft.
(§ 9 Abs.1 Nr. 15 und 25  BauGB
und §5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB)


Umgrenzungen von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen,sowie von Gewässern.


anzupflanzender Baum (heimische Gehölze)


zu erhaltender Baum


private Grünfläche


Sonstige Anmerkungen und
Darstellungen zum Planinhalt


D.


vorhandene Bebauung


Flurstücksnummer


vorhandene Flurstücksgrenze
§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO


geplante Grundstückseinteilung (nicht bindend)


Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der Allgemeinheit
zu belastende Flächen (GFL)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB, § 83 BauO NRW)


Flächen für die Abfallentsorgung
(§ 5 Abs. 4, § 9 Abs. 14 BauGB)


zu entfernender Baum


Baugrenze (zur Abgrenzung der maximalen überbaubaren Grund-
stücksflächen, soweit die festgesetzte maximale Grundflächenzahl
nicht entgegensteht)


Parkfläche
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB


C.4


Textliche Festsetzungen mit
Zeichenerklärungen:


Grenzen gem. § 9 (7) BauGB und Abgrenzungen
gem. §§1 (4) und § 16 (5) BauNVO


C.0


Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung gem. § 9 (7) BauGB


Bauweise /
Zahl der VollgeschosseBaugebiet


Grundflächenzahl Geschossflächenzahl


Art der baulichen Nutzung  gem. § 9 (1) Nr. 1


BauGB i.V.m. §§ 4 BauNVO


C.1


Allgemeines Wohngebiet § 4 BauNVO


(1) Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.


(2) Zulässig sind


     1. Wohngebäude,


     2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und


         Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetrieben,


     3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche


         Zwecke.


(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden


     1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,


     2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,


     3. Anlagen für Verwaltungen.


Grundflächenzahl und Geschossflächenzahl, Zahl der Vollgeschosse


maximale Grundflächenzahl (GRZ)


Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß


maximale Geschossflächenzahl (GFZ)


Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.09.2004 BGBI. I S. 2414, zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. I S. 1722);


Die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstück
(Baunutzungsverordnung BauNVO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132) zuletzt geändert gemäß
Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. I S. 1548)


Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die
Darstellung des Planinhaltes ( Planzeichenverordnung -  PlanzV) vom
18.12.1990 (BGBI.I S.58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten
und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBI.I S.1509);


Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom
29.07.2009 (BGBI. I S.2542), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 07.08.2013 (BGBL. I S. 3154).


Die Bauordnung für das Land Nordrhein - Westfalen (BauO NRW) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV NRW S.256),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.05.2014 (GV
NRW S.294);


Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen (GO NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994  (GV NRW S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.12.2013
(GV NRW S. 878);


Das Wassergesetz für das Land Nordrhein - Westfalen
(Landeswassergetz - LWG-) in der Fassung der Bekanntmachung vom
25.06.1995 (GV NRW S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 05.03.2013 (GV NRW S. 133).


Die neu errichtete  Erschließungsstraße wird gemäß
§83 BauO NRW über eine Baulast gesichert.


Anmerkungen:
Zuwiderhandlungen gegen die gem. §86 BauO NRW in dem
Bebauungsplan aufgenommenen Festsetzungen (Örtliche Bauvor-
schriften) sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 84 (1) Nr. 20
BauO NRW und können gem. §84 (3) BauO NRW als solche geahndet
werden.


Rechtsgrundlagen:B.


C.


Dachneigung
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Maß der baulichen Nutzung  gem. § 9 (1) Nr. 1


BauGB i.V.m. §§ 16-20 BauNVO


C.2Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Demografie
der Stadt Beckum hat am 08.02.2017 die
Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. N78
"Zum Igelsbusch" gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a BauGB
beschlossen.


Beckum, den .........................


................................................
Dr. Karl-Uwe Strothmann
( Bürgermeister)


Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans Nr. N78
"Zum Igelsbusch" 1. Änderung ist am................. ortsüblich mit dem
Hinweis gemäß § 3Abs. 2 Satz 2 BauGB bekannt gemacht worden.
In einem beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB wird von der
Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a
BauGB und von der Angabe nach § 3 (2) Satz 2 BauGB, welche Arten
umweltbezogene Imformationen verfügbar sind, abgesehen.
§ 4c BauGB"Überwachung der Umweltauswirkungen" ist nicht
anzuwenden.


Beckum, den .........................


................................................
Dr. Karl-Uwe Strothmann
( Bürgermeister)


Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1.
Änderung mit der Begründung haben gemäß § 3 Abs.2 BauGB i. V.
mit § 13a BauGB auf die Dauer eines Monats vom ....................... bis
...................öffentlich ausgelegen.


Beckum, den .........................


................................................
Dr. Karl-Uwe Strothmann
( Bürgermeister)


Der Beschluss des Rates der Stadt Beckum über den Bebauungsplan
Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung ist am .................. gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht worden. Die
Bekanntmachung enthält den Hinweis wo und wann die verbindliche
Bauleitplanung eingesehen werden kann. Mit der Bekanntmachung ist
der Bebauungsplan Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung damit am
.................. gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft getreten.


Beckum, den .........................


................................................
Dr. Karl-Uwe Strothmann
( Bürgermeister)


Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des § 1 der
Planzeichenverordnung vom 18.12.1990.
Der Kartenausschnitt (Katasterkarte) entspricht für den
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1.
Änderung dem Stand durch den Kreis Warendorf  bereitgestellten
digitalen Liegenschaftskarte vom Januar 2017.


Beckum, den .........................


............................................
Der Bürgermeister
( im Auftrag )


Der Rat der Stadt Beckum hat am ................
die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. N78 "Zum Igelsbusch"
gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.


Beckum, den .........................


................................................
Dr. Karl-Uwe Strothmann
( Bürgermeister)


Bestandteile des Bebauungsplanes:


A. Nutzungsplan


B. Rechtsgrundlagen


C. Textliche Festsetzungen mit Zeichenerklärung


D. Sonstige Anmerkungen und Darstellungen zum Planinhalt


Beigefügt ist diesem Bebauungsplan:


- Begründung


- Gutachterliche Einschätzung zum Artenschutz


Stadt Beckum


Bebauungsplan Nr. N 78


"Zum Igelsbusch"


1. Änderung


Gemarkung:


Flur:


Flurstücke:


Größe des Plangebietes:


Gebietsabgrenzung:


Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 200, 206 - 209,


Flur 323 Gemarkung Beckum mit der Größe von ca.  8200 m²


und wird  begrenzt von:


Im Norden:  von der öffentlichen Straße „Am Hellbach“


Im Süden  :  von der öffentlichen Straße „Zum Igelsbusch“


Im Westen : von der vorhandenen Bebauung


Im Osten   :  von dem angrenzenden Waldgebiet


NutzungsplanA.


Schleppkurve
(Musterrichtlinien für die Feuerwehr)
§ 5 MBO


Beckum


323


200, 206, 207, 208, 209


ca.  8200 m²


SAARLANDSTRASSE 5, 59302 OELDE


Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Demografie
der Stadt Beckum hat am ........................ die
"öffentliche Auslegung" der 1. Änderung des Bebauungsplans
Nr. N78 "Zum Igelsbusch" gemäß § 3 BauGB beschlossen.


Beckum, den .........................


................................................
Dr. Karl-Uwe Strothmann
( Bürgermeister)


Stand: 21.04.2017


Der Rat der Stadt Beckum hat am .................. über die vorgebrachten
Anregungen und Bedenken, die gemäß § 3 Abs. 2 (4) BauGB
eingegangen sind, beschlossen.


Beckum, den .........................


................................................
Dr. Karl-Uwe Strothmann
( Bürgermeister)


1. 2. 3. 4.


5. 6. 7. 8.
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Stellungnahme(n) (Stand: 12.06.2017)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i. V. m. § 13a BauGB

Zeitraum: 12.05.2017 - 12.06.2017

Behörde: Kreis Warendorf, Bauamt

Frist: 12.06.2017 

Stellungnahme: Erstellt von: Erhard Ziller, am: 12.06.2017 , Aktenzeichen: -

Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

Untere Naturschutzbehörde:

Gegen die geplante Änderung des Bebauungsplans bestehen aus naturschutzrechtlicher Sicht keine
Bedenken unter Beachtung der folgenden Anregung:

Anregung:

1. Die zusammenfassende Aussage im Protokollbogen A der Artenschutzprüfung, dass „es keine
Anhaltspunkte dafür gibt, dass die Verbote des § 44 BNatSchG ausgelöst werden“, kann nicht
nachvollzogen werden. 
Die dem Protokollbogen zu Grunde liegende „Artenschutzfachliche Begutachtung“ von Dezember 2016
kommt zu dem Ergebnis, dass hinsichtlich der Fledermäuse im Frühjahr 2017 ergänzende
Untersuchungen an den abzureißenden Gebäuden durchgeführt werden und bei Gehölzfällungen
weitere Vermeidungsmaßnahmen zu beachten sind.
Die zum derzeitigen Kenntnisstand bereits erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen sind durch Hinweise
in den Bebauungsplan aufzunehmen. Der Protokollbogen A ist um den Bogen B mit Nennung der
Vermeidungsmaßnahmen zu ergänzen.

Darüber hinaus bitte ich um Zusendung der im Frühjahr 2017 durchgeführten ergänzenden
Kartierungsergebnisse. Eine abschließende Stellungnahme meinerseits ist erst nach Vorlage dieser
Kartierungsergebnisse möglich. 

Untere Wasserbehörde:

Der Planung wird inhaltlich zugestimmt.

Untere Bodenschutzbehörde:

Weder das Kataster des Kreises über altlastverdächtige Flächen und Altlasten noch das Verzeichnis
über Altablagerungen, Altstandorte und schädliche Bodenveränderungen enthalten zur Zeit
Eintragungen im Plangebiet/Änderungsbereich und im Untersuchungsgebiet der Umweltprüfung.

Auch darüber hinaus liegen hier keine Anhaltspunkte vor, die den Verdacht einer Altlast oder
schädlichen Bodenveränderung begründen.

Bezüglich der Umweltprüfung werden Belange des Bodenschutzes in der Begründung /im
Umweltbericht auch vom Umfang und Detaillierungsgrad her in ausreichendem Maße berücksichtigt.
Ergänzungen sind aus meiner Sicht nicht erforderlich.
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Mit freundlichen Grüßen
im Auftrag

gez. Erhard Ziller
Planungsrecht
Hinweis: Dieses Schreiben wurde automatisiert erstellt und ist daher nicht unterschrieben.

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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Stellungnahme(n) (Stand: 12.06.2017)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. N78 "Zum Igelsbusch" 1. Änderung

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i. V. m. § 13a BauGB

Zeitraum: 12.05.2017 - 12.06.2017

Behörde: Deutsche Telekom Technik GmbH T NL West, PTI 15

Frist: 12.06.2017 

Stellungnahme: Erstellt von: Eckhard Böker, am: 12.06.2017 , Aktenzeichen: WMSTI: 70230763

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu
der o. g. Planung nehme ich wie folgt Stellung:

Gegen die vorgelegte Änderung des Bebauungsplanes bestehen keine grundsätzlichen Einwände.

Im Baugebiet werden Verkehrsflächen nicht als öffentliche Verkehrswege gewidmet, sondern als
Verkehrsflächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit ausgewiesen. Diese
Flächen müssen auch zur Erschließung der anliegenden Grundstücke mit
Telekommunikationsinfrastruktur zur Verfügung stehen.

Die Festsetzung der mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flächen nach § 9 Abs. 1 Nr.
21 BauGB alleine begründet das Recht zur Verlegung und Unterhaltung von Telekommunikationslinien
jedoch noch nicht. Deshalb muss in einem zweiten Schritt die Eintragung einer beschränkten
persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch erfolgen.

Ich beantrage daher dem/den Grundstückseigentümer/n aufzuerlegen, die Eintragung einer
beschränkten persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH,
Sitz Bonn, mit folgendem Wortlaut zu veranlassen: 

”Die Telekom Deutschland GmbH, Bonn, ist berechtigt, Telekommunikationslinien/-anlagen aller Art
nebst Zubehör zu errichten, zu betreiben, zu ändern, zu erweitern, auszuwechseln und zu unterhalten.
Sie darf zur Vornahme dieser Handlungen das Grundstück nach vorheriger Terminabsprache, bei
unaufschiebbaren Maßnahmen (z. B. Entstörungen) jederzeit betreten und bei Bedarf befahren.
Über und in einem Schutzbereich von 50 cm beiderseits der Telekommunikationslinien/-anlagen dürfen
ohne Zustimmung der Telekom Deutschland GmbH keine Einwirkungen auf den Grund und Boden,
gleich welcher Art und zu welchem Zweck, vorgenommen werden, durch die die
Telekommunikationslinien/-anlagen gefährdet oder beschädigt werden können. Das Recht kann einem
Dritten überlassen werden.”

Vor diesem Hintergrund weise ich vorsorglich darauf hin, dass die Telekom die
Telekommunikationslinien nur dann verlegen kann, wenn die Eintragung einer beschränkten
persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch
erfolgt ist.

Die Telekom macht darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des
Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung
aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit möglich
ist. Das kann bedeuten, dass der Ausbau der Telekommunikationslinien im Plangebiet aus
wirtschaftlichen Gründen in oberirdischer Bauweise erfolgt.

Die Telekom orientiert sich beim Ausbau ihrer Festnetzinfrastruktur unter anderem an den technischen
Entwicklungen und Erfordernissen. Insgesamt werden Investitionen nach wirtschaftlichen
Gesichtspunkten geplant. Der Ausbau der Telekom erfolgt nur dann, wenn dies aus wirtschaftlicher
Sicht sinnvoll erscheint. Dies bedeutet aber auch, dass die Telekom da, wo bereits eine Infrastruktur
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eines alternativen Anbieters besteht oder geplant ist, nicht automatisch eine zusätzliche, eigene
Infrastruktur errichtet.

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem
Straßen- und Kanalbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass
Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom
Technik GmbH unter der Absenderadresse dieser E-Mail so früh wie möglich, mindestens 2 Monate vor
Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.

Mit freundlichen Grüßen

Eckhard Böker

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 
Technik Niederlassung West
Eckhard Böker
Referent
Dahlweg 100, 48153 Münster
+49 251 78877-7710 (Tel.)
E-Mail: Eckhard.Boeker@telekom.de
www.telekom.de

ERLEBEN, WAS VERBINDET. 

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 
Aufsichtsrat: Niek Jan van Damme (Vorsitzender)
Geschäftsführung: Walter Goldenits (Vorsitzender), Maria Stettner, Dagmar Vöckler-Busch
Handelsregister: Amtsgericht Bonn HRB 14190
Sitz der Gesellschaft Bonn
USt-IdNr. DE 814645262

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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EBV GmbH, Myhler Straße 83,41836 HUckelhoven 

Architekturbüro Tenkhoff 
Frau Martina Tenkhoff 
Saarlandstraße 5 
D - 59302 Oelde 

Ihr Zeichen Unser Zeichen 

Kr/Sh 

Bergschädenabteilung 
Myhler Sir. 83, 41836 Hückelhoven 

Telefon-Durchwahl Telefax 

(0 24 33) 444025·676 (0 24 33) 444025-649 

Bitte bei Schriftverkehr angeben: 

Aktenzeichen 

S 0 Be 23 0/200 u.a. 

Datum 
14.09.2017 

Bauvorhaben: Errichtung von 4 DH und 4 EH mit Privatzuwegung in 59269 Beckum 
Zum lgelsbusch, BP Nr. N 78, Flur 23, Flurstücke 200,206,207,208,209 

Ihre E-Mail-Anfrage vom 11.09.2017 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Tenkhoff, 

die EBV GmbH hat mit Wirkung vom 01.06.1993 sein Bergwerkseigentum im Ruhrgebiet 
mit allen Rechten und Pflichten auf die RAG Deutsche Steinkohle AG übertragen. 
Nunmehr ist die 

RAG Deutsche Steinkohle AG 
Shamrockring 1 
44623 Herne 

in allen Bergschadens- und Sicherungsangelegenheiten zuständig. 

Ihre Antragsunterlagen haben wir mit der Bitte um weitere Bearbeitung unmittelbar der 
RAG DSK AG weitergeleitet. 

Mit freundlichem Glückauf 
EBV GmbH 

I • 

EBVGmbH 
Myhler Straße 83 
41836 Hückelhoven 

Telefon (0 24 33) 4440.0 Geschäftsführer: 
Telefax (0 24 33) 444025-649 Thomas Hofmann 
info@EBV.de Peter Ponthöfer 

Sitz der Gesellschaft: 
Hückelhoven 
Registergericht 
Mönchengladbach HRB 12679 

Commerzbank Aachen 
110977600 (BLZ 390 400 13) 
SWIFT-BIC: COBADEFFXXX 
IBAN: DE81390400130110977600 



) 

I I 

RAG Aktiengesellschaft • Postfach • 44620 Herne 

Architekturbüro Tenkhoff 
Saarlandstr. 5 
59302 Oelde 

Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen 

Bergwerk 
Objekt 

14.09.2017 BGN2.2 BAD 

Stillstandsbereich Ost 
Beckum,-

Deutsche Steinkohle 

Ihr Ansprechpartner: 
Frau Bärwolf 

Telefon/Durchwahl 

Tel.: 02325 593-758 
Fax.: 02325 593-563 

Datum 

Neubau von 4 DH + 4 EH, Zum Igelsbusch 
Gemarkung 
Eigentümer 

Meldungs-Nr. 

Beckum Flur:323 Flurstück:200,206,207,208,209 

950917999 Bitte bei Antwort unbedingt angeben 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bestätigen den Eingang Ihres Schreibens nebst Anlagen und teilen Ihnen mit, dass wir nach dem 
heutigen Stand unserer Abbauplanung Maßnahmen gegen bergbauliche Einwirkungen bei dem o. g. 
Bauvorhaben nicht für erforderlich halten. 

Mit freundlichem Glückauf 

RAG Aktiengesellschaft 

' / _ 1 -

RAG Aktiengesellschaft 

Shamrockling t 

44623Heme 

Telefon: (02323) 15-0 

Telefax: (02323) 15-L\JL\J 

lnt emet: www .rag.de 

&Mail: info@rag.de 

Vorsitzenderdes Aufsichtsrates: 

Dr. W emerM üller 

Vorstand: 

BemdTönjes, Vors . 

PeterSchnmpt.stellv. Vors. 

Dr. Jürgen-Johann Rupp 

SitzderGesellschatt: Heme 

Regist ergencht: 

Amt sgencht Bochum 

HandelsregisterHRB 11550 
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